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IM OKTOBER 1961 veröffentlichte die in Wien erscheinende Monatszeitschrift Wort 
und Wahrheit die Antworten auf eine von ihr organisierte Umfrage unter Katholiken 
in Deutschland, Österreich und der Schweiz.1 Unter dem Titel «Was erwarten Sie 

vom Konzil?» waren rund 160 Personen aufgefordert worden, zu zwei Fragen Stellung 
zu nehmen, einmal zur Frage: «Was sind Ihrer Meinung nach die vordringlichsten Fragen, 
die sich aus der Situation der Kirche in der Welt von heute dem Konzil stellen?», und im 
Anschluß daran zur Frage: «Welche konkreten Maßnahmen würden Sie zur Erreichung 
der Aufgaben des Konzils besonders befürworten?» Trotz der unterschiedlichen Art, in 
der diese im einzelnen beantwortet worden sind, stimmten die Stellungnahmen in über­

wiegender Zahl darin überein, daß sie auf die Dringlichkeit der von ihnen vorgeschlage­

nen Maßnahmen und Reformen aufmerksam machten, gleichzeitig aber festhielten, daß 
mit dem von Papst Johannes XXIII. 1959 angekündigten Konzil ein günstiger Augen­

blick gekommen sei, den es im Sinne ihrer Vorschläge zu nützen gelte. Die Bedeutung 
der Antworten auf die Umfrage von Wort und Wahrheit lag nicht nur in den vorgelegten 
Situationsanalysen und im Detailreichtum der vorgeschlagenen Maßnahmen, sondern 
ebenso sehr darin, daß sie sich als Teil einer Debatte um die mögliche Tagesordnung 
des angekündigten Konzils verstand, die als solche auch von der kirchlichen und gesell­

schaftlichen Öffentlichkeit wahrgenommen wurde, und auf diese Weise ihrerseits in den 
Vorbereitungsarbeiten und den Beratungen des Konzils wirksam wurde. 

Notwendige und hilfreiche Fragen 
Zehn Jahre nach dieser Umfrage und sechs Jahre nach dem Abschluß der Beratungen 
des Zweiten Vatikanischen Konzils (1962­1965) unternahm die Redaktion von Wort und 
Wahrheit noch einmal den Versuch, die gleichen zwei Fragen wie 1961 an 200 Personen 
zu stellen ­ nun nicht mehr im Blick auf ein kommendes Konzil sondern im Blick auf 
die aktuelle Lage.2 Es ist nicht überraschend, daß im Unterschied zu 1961 die Mehrheit 
der Autoren in ihren Antworten mit einem Rückblick auf die nachkonziliare Entwick­

lung einsetzten, als deren grundlegendes Element fast durchgehend die unübersichtlich 
gewordene Situation der Kirche bezeichnet wurde. Carl Amery hatte in seiner Stellung­

nahme für diesen Befund die prägnante Formulierung gefunden, wenn er schrieb: «Das 
Bezeichnende am Zustand der römisch­katholischen Kirche scheint mir zu sein, daß es 
ihn nicht mehr gibt. Die verschiedenen Katholizismen regionaler und sozialer Art haben 
sich in einer Weise verselbständigt, wie dies jedenfalls seit dem Tridentinum unbekannt 
war.» Auch wenn sich die Antwortenden in der Beschreibung des Befundes einig waren, 
schloß das nicht aus, daß dessen Deutung und Bewertung sehr unterschiedlich ausfallen 
konnten. Sie reichten von der Position, die eine krisenhafte Situation als Moment einer 
historischen Entwicklung verstand, deren Chancen und Gefährdungen noch nicht deut­

lich genug geworden waren, bis zur Feststellung, die katholische Kirche befände sich in 
einer Sackgasse, aus der ein Ausweg im Augenblick nicht zu erkennen sei. Trotz dieser 
unterschiedlichen Einschätzung der Situation konzentrierten sich die Stellungnahmen 
immer wieder auf zwei Optionen, die angesichts der aktuellen Lage geboten und not­

wendig seien. So wurde fast durchgehend festgehalten, die Hoffnung der Gläubigen auf 
eine Zukunft der Kirche gründe in ihrem Glauben an die Verheißung Gottes, die gleich­

zeitig Umkehr und Willen zur Änderung der gegenwärtigen Situation ermögliche und 
erfordere, und zugleich wurde mit unterschiedlichen Akzentuierungen formuliert, eine 
Reform der Kirche sei nicht aus bloß innerkirchlicher Perspektive, sondern nur im Blick 
auf die Probleme der Menschen zu leisten. Carl Amery konnte deshalb schreiben, daß 
ihm «die Befassung mit innerkirchlichen Fragen überhaupt nicht mehr der richtige Weg 
zu sein scheint, um sich mit der Bewältigung auch einer kirchlichen Krise zu befassen». 
Waren die Antworten auf die erste Umfrage noch geprägt durch das Bewußtsein, in 
einer Übergangsphase zu sein, so dominierte in den Reaktionen auf die zweite Umfrage 
die Einschätzung, in einer im Augenblick nicht überschaubaren Krise zu stecken. Im 
Blick auf den vierzigsten Jahrestag des Abschlusses des Zweiten Vatikanischen Konzils 
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im Dezember 2005 hatte die Vierteljahreszeitschrift Quart zwi­
schen Juni 2003 und September 2004 wieder an eine Reihe von 
Adressaten die beiden gleichen Fragen gerichtet, wie sie schon 
1961 und 1971 von der Zeitschrift Wort und Wahrheit vorgelegt 
worden waren. Die daraufhin eingegangenen 87 Antworten sind 
nun in einer kleinen Publikation einer breiteren Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht worden.3 Wie in den beiden vorausgegan­
genen Umfragen hatten die Befrager auch diesmal die Absicht, 
eine Diskussion über den Kreis der direkt angeschriebenen Au­
toren in Gang zu bringen. Die Redaktion von Quart traf dabei die 
Auswahl der zu befragenden Personen nicht nach einem engen 
Kriterium, sondern ließ sich von der Vermutung leiten, für die an­
geschriebenen Personen seien Zukunft und Schicksal der Kirche 
und ihrer Gläubigen eine Herzensangelegenheit. Darüber hinaus 
wollte sie von Anfang an auch eine Reihe von Nichtkatholiken 
in die Umfrage einbeziehen, um damit der Tatsache Rechnung 
zu tragen, daß und in welchem Ausmaß auch Nichtkatholiken an 
Schicksal und Zukunft der katholischen Kirche Anteil genom­
men haben. 
So vielfältig und gemischt der Kreis der angeschriebenen Per­
sonen war, so vielgestaltig sind auch die Antworten auf die zwei 
Fragen ausgefallen. Sie reichen von einem knappen Kommen­
tar, ob sich eine Antwort auf die beiden Fragen angesichts der 
aktuellen Lage der katholischen Kirche noch lohne, bis zu einer 
ausführlichen Situationsanalyse bzw. zu einer detaillierten Liste 
von Reformvorschlägen. In ihrer Unterschiedlichkeit sind die 
Antworten im strengen Sinne nicht referierbar. Jede einzelne 
Stellungnahme ist es wert, für sich selbst zur Kenntnis genom­
men zu werden. Trotzdem lassen sich einige Schwerpunkte und 
einige Perspektiven in den Antworten der Befragten finden. Un­
strittig ist für alle die Tatsache, daß die katholische Kirche sich in 
einer tiefgreifenden, unübersichtlich gewordenen Krise befindet, 
von der gleichzeitig konstatiert wird, sie sei auch in den ande­
ren Kirchen zu finden. Zwar lassen sich in den Stellungnahmen 
Unterschiede in der inhaltlichen Beschreibung der Krise und in 
der Benennung ihrer Ursache finden, aber durchgehend wird die 
Überzeugung geäußert, sie sei nicht nur ein innerkirchliches Phä­
nomen, sondern sie betreffe die Gesellschaft insgesamt. Während 
in einigen Stellungnahmen als Grund für die Krise der Traditions­
schwund der Gesellschaft genannt wird, rücken andere die Plura-
lität der Gesellschaft in den Vordergrund. 
Es ist nun für viele Stellungnahmen bezeichnend, daß eine Reihe 
der Befragten ihre Situationsbeschreibungen nicht in einer the-
tischen Form, sondern auf eine diskursive Weise vortragen. So 
beschreibt Matthias Opis den Ort des Zweiten Vatikanischen 
Konzils angesichts der aktuellen Kirchenkrise auf folgende Wei­
se. «Denn während für die einen das Konzil einen unvollende­
ten Aufbruch der Kirche darstellt und die gegenwärtige religiöse 
Krise in Europa ihren wesentlichen Grund in der mangelnden 

1 Vgl. Sonderheft. Was erwarten Sie vom Konzil? Eine Rundfrage un­
ter Katholiken Deutschlands, Österreichs und der Schweiz, in: Wort und 
Wahrheit 16 (1961), S. 571-718. - Die Publikation der Umfrage erfolgte 9 
Monate vor dem Osterreichischen Katholikentag von Salzburg (1. bis 3. 
Juni 1962). Vgl. Josef Kiemen, Hrsg., Löscht den Geist nicht aus. Probleme 
und Imperative des Österreichischen Katholikentages 1962. Innsbruck u.a. 
1963. 
2 Vgl. Sonderheft. Der Zustand der römisch-katholischen Kirche. Eine En­
quete unter Christen, in: Wort und Wahrheit 27 (1972), S. 99-239. 
3 Peter Pawlowsky, Hrsg., Maßnahmen gegen den schiefen Turm. 87 Im­
pulse zur Aufrichtung der Kirche. Eine Umfrage der Zeitschrift QUART. 
Mit Cartoons von Johann Pumhösl und einem Nachwort von P. Josef 
García-Cascales CFM. Mohorjeva, Hermagoras 2004, 200 Seiten, Euro 
12,90. - Die Vierteljahreszeitschrift Quart ist die Publikation des «Forum 
Kunst-Wissenschaft-Medien» der katholischen Aktion Österreich und ist 
das Nachfolgeorgan der actio catholica, dem 1958 von Msgr. Otto Mauer 
gegründeten Organ des Katholischen Akademikerverbandes Österreichs. 
Zur Entwicklung der Katholischen Kirche nach 1972 (Synodaler Vorgang, 
Kirchenvolksbegehren und Dialog für Österreich) vgl. Rudolf Leeb, u.a., 
Hrsg., Geschichte des Christentums in Österreich. Von der Spätantike bis 
zur Gegenwart. (Österreichische Geschichte, hrsg., von Herwig Wolfram). 
Wien 2003, S. 452-456; Maximilian Liebmann, Österreich, in: Erwin Gatz, 
Hrsg., Kirche und Katholizismus seit 1945. Band 1. Mittel-, West- und Nord­
europa. Paderborn 1998, S. 292-315. 
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Konsequenz dieses konziliaren Aufbruchs hat, sehen andere in 
der vom Konzil angestoßenen <Öffnung der Kirche zur Welt> 
einen Anpassungsprozeß an eine sich zunehmend entchristli-
chende Umwelt, welcher selbst die Ursache der religiösen Kri­
se ausmacht.» Mit dieser Beschreibung gelingt es dem Verfasser 
darauf aufmerksam zu machen, wie stark Situationsanalyse und 
Krisenerfahrung von grundsätzlichen Auffassungen über den Ort 
der Kirche in der Gesellschaft und über den Kern der Botschaft 
des Evangeliums abhängen. Damit erweist sich seine Antwort als 
offen für einen weiterführenden Diskurs. 
Viele der eingegangenen Anworten treffen sich in der inhaltli­
chen Beschreibung der Krise mit der oben zitierten Analyse von 
Matthias Opis. Konsequent bleiben sie deshalb nicht bei einem 
Forderungskatalog notwendiger innerkirchlicher Reformen ste­
hen, sondern versuchen Kriterien von Struktur- und Mentalitäts­
veränderungen zu nennen. Matthias Opis tut dies, wenn er im 
Blick auf die prägenden Erfahrungen der Generation seiner El­
tern formuliert, und deren unwiederbringliche Verabschiedung 
konstatiert: «Feiern die ideologischen Widersacher von einst ei­
nen späten Triumpf und ist Religion, nachdem sie auf den Trans­
missionsriemen des sozialen Wandels geraten ist, nun doch zur 
Privatsache geworden? Bloß eine, gar normative Antwort kann 
es auf diese Frage jedenfalls nicht (mehr) geben.» 
Ich habe diese Stellungnahme ausführlicher zitiert, weil sie in ih­
rer inhaltlichen Pointiertheit und in ihrer diskursiven Beharrlich­
keit beispielhaft für die Mehrzahl der 87 eingegangen Antworten 
steht. Würde man die Reihe der Antworten darauf hin unter­
suchen, wie in ihnen die Defizite kirchlicher Glaubwürdigkeit 
beklagt und gleichzeitig durchbuchstabiert wird, was unter den 
Bedingungen einer religiös wie gesellschaftlich pluralen Situati­
on unter Glaubwürdigkeit verstanden werden kann, würde man 
zu ähnlichen Einsichten kommen, wie man sie aus der Antwort 
von Matthias Opis gewinnen kann. Als unumgänglich wird dabei 
von vielen daran festgehalten, volkskirchliche Strukturen in dem 
Maße ernst zu nehmen, wie sich in ihnen der Öffentlichkeitscha­
rakter des christlichen Glaubens und der Ort der Erinnerung an 
die Leiden und Hoffnungen der Menschen verkörpert haben. 
Parallel dazu wird die notwendige Anerkennung von Vielfalt in 
der Kirche eingeklagt, die nicht ohne eine Stärkung der Auto­
nomie und Kompetenz der einzelnen Ortskirchen zu haben ist, 
von ihnen aber gleichzeitig eine engagierte Solidarität mit dem 
Schicksal und den Hoffnungen der Menschen verlangt. Spricht 
Eugen Biser in diesem Zusammenhang von einem «liebenswür­
dig gewordenen Christentum», so schärft Heinrich Schneider 
die Frage, was darunter zu verstehen sei, an, wenn er formuliert: 
«Wie kann die Kirche die Menschen davon überzeugen, dass die 
Anliegen, die sie in der Gesellschaft vertritt, der <Rettung der 
menschlichen Persom dienen, also allgemeingültig sind, allen zu­
mutbar, nicht aber das Sondergut einer Subkultur? Oder muss sie 
sich damit abfinden, dass ihre Botschaft allemal den einen eine 
Torheit, den anderen ein Ärgernis ist?» Daß eine Umfrage in der 
Vielfalt der auf sie gegebenen Antworten den Leser mit solchen 
grundsätzlichen Fragen zu konfrontieren vermag, macht den un­
schätzbaren Wert dieser Publikation aus. Nikolaus Klein 
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DAS ALTE NEU DENKEN 
Zur Programmdiskussion in der deutschen Sozialdemokratie 

Daß sich eine Regierungspartei ein neues Programm erarbeitet, 
hat es in Deutschland noch nie gegeben. Das Regierungshandeln 
findet im Rahmen des Parteiprogramms statt, die Partei unter­
stützt die Politik der von ihr gestellten Regierung - so lauten die 
überkommenen Koordinaten deutscher Parteipolitik. Ausge­
rechnet die SPD, diese klassische Programmpartei, scheint sich 
nun von diesem Status quo verabschieden zu wollen. Im Juni 
letzten Jahres verkündete der Parteivorsitzende Franz Müntefe­
ring, daß die Sozialdemokratie im Herbst dieses Jahres ein neues 
Parteiprogramm beschließen werde. Ein riskantes Unternehmen, 
weil es innerparteiliche Risse offenbaren und den Bundeskanzler 
bloßstellen könnte, urteilen einige Kommentatoren. Ein notwen­
diges Vorhaben, weil es Klärungen herbeiführen, die Reihen wie­
der schließen und für die Regierungspolitik neue Impulse setzen 
könnte, werten andere Beobachter. 

Neue Problemkonstellationen 

Sicherlich: Vor dem Hintergrund der programmatischen Entwick­
lung der Sozialdemokratie im Nachkriegsdeutschland stellen die 
geplanten eineinhalb Jahre Programmdiskussion einen Parforce-
ritt dar. Sowohl dem Godesberger Programm von 1959 wie dem 
Berliner Programm von 1989 gingen jeweils fünfzehn Jahre inten­
siver Diskussionen voran. Aber auch die nunmehr angestrebte 
programmatische Vergewisserung hat bereits ihre Vorgeschichte 
in der SPD. Diese begann gleich nach der Verabschiedung des 
Berliner Programms, denn dies kam zu früh, um die deutsche und 
europäische Einigung, den Abbau der Ost-West-Konfrontation 
sowie eine neue Sicherheits- und Friedenspolitik schon bedenken 
zu können. Als dann am Ende der neunziger Jahre der Reform­
stau der Kohl-Ära überdeutlich wurde, sich aber gleichzeitig die 
neu regierende Sozialdemokratie in internen Machtkämpfen zwi­
schen Oskar Lafontaine und Gerhard Schröder zu paralysieren 
schien, wurde im Herbst 1999 der Beschluß gefaßt, in den Prozeß 
um ein neues Grundsatzprogramm einzutreten. Dies dürfte nicht 
ganz ohne den Druck von Franz Müntefering zustande gekom­
men sein, der um den Zusammenhalt der Partei und um die Re­
gierungsfähigkeit der SPD fürchtete. Zwar legte die Programm­
kommission im November 2001 einen Zwischenbericht vor, aber 
ihr Vorsitzender Bundeskanzler und Parteivorsitzender Gerhard 
Schröder und ihr geschäftsführender Vorsitzender Rudolf Schar­
ping, Minister im Bundeskabinett und Ex-Parteivorsitzender, 
trugen wenig dazu bei, die verabredete Richtung konsequent 
weiterzugehen, so daß der Programmprozeß bald ins Stocken ge­
riet. Keiner wollte sich in der innerparteilich diffizilen Lage durch 
das Setzen neuer Wegmarkierungen zu weit vorwagen. Aber die 
Problemlagen des Regierungshandelns verschärften sich in den 
folgenden Jahren zusehends: Die Kosten der deutschen Einheit 
und die Tendenzen der Globalisierung offenbarten die wirt­
schafts- und finanzpolitischen Schwachstellen sowie den arbeits-
markt- und sozialpolitischen Handlungsdruck. Deutliche Lücken 
klafften in den Sektoren Bildung und Forschung. Bioethik, demo­
graphische Entwicklung, Einwanderungspolitik, internationaler 
Terrorismus, neue Sicherheitspolitik und eine weltweit gerechte 
Friedens-, Umwelt- und Wirtschaftsordnung taten sich als drän­
gende Handlungsfelder auf. Gleichzeitig schien sich für viele Be­
trachter das Selbstverständnis der Sozialdemokratie gewandelt 
zu haben: War sie nicht bereits ihrem angestammten Milieu ent­
wachsen - sofern dies überhaupt noch existierte - und von der 
«Schutzmacht der kleinen Leute» (Willy Brandt) zur Klientelver­
tretung der arrivierten Mitte mutiert? 
In mehreren Schüben fanden seit dem Jahr 2000 meistens neben 
dem nur kurz aufflackernden parteioffiziellen Programmimpuls 
auch öffentlich wahrgenommene Auseinandersetzungen füh­
render Sozialdemokraten um diese Konstellationen statt. Dabei 

wurde stets die grundsätzliche Frage aufgeworfen, wie man den 
140 Jahre währenden Anspruch der Sozialdemokratie, Freiheit, 
Gerechtigkeit und Solidarität für alle und überall zu realisieren, 
unter den gewandelten Bedingungen umsetzen könne. 

Richtungsanzeigen 

Auf ihre je eigene Weise fragten u.a. der damalige Ministerpräsi­
dent von Nordrhein-Westf alen, Wolf gang Clement, im Jahre 2000, 
der damalige Generalsekretär der SPD, Olaf Scholz, im Herbst 
2003 und der unter dem Namen «Netzwerk» bekannte Zusam­
menschluß meist jüngerer SPD-Abgeordneter unter dem ehe­
maligen niedersächsischen Ministerpräsidenten Sigmar Gabriel 
und der Staatssekretärin Ute Vogt Anfang 2004 nach einem mo­
dernen Verständnis des sozialdemokratischen Grundwertes Ge­
rechtigkeit. Sie plädierten mit unterschiedlichen Akzentuierun­
gen für die Akzeptanz «begrenzter Ungleichheiten» und für eine 
stärkere Betonung von Beteiligungsgerechtigkeit gegenüber der 
Verteilungsgerechtigkeit. Stets fanden diese Stimmen in Wolf­
gang Thierse, dem Vorsitzenden der Grundwertekommission 
der SPD, ihren differenziert argumentierenden Widerpart. Das 
deutete darauf hin, daß die Kontroversen tief an das Selbstver­
ständnis der Sozialdemokratie rührten. Vor diesem Hintergrund 
muß dann auch der Streit um die Arbeitsmarktreformen (Hartz 
IV) bis in den Herbst 2004 gewertet werden, der die enge Weg­
genossenschaft zwischen der SPD und den Gewerkschaften zu 
zerreißen drohte, den Arbeitnehmerflügel gegen die eigene Par­
teiführung rebellieren ließ und viele langjährige Mitglieder zur 
Rückgabe ihres Parteibuches bewegte. 
Bald nach seiner Wahl zum neuen Parteivorsitzenden mußte 
deshalb Franz Müntefering auf das Tempo der Programmrevi­
sion drücken. Dabei nahm er den verlorenen Faden von 1999 
erneut auf, knüpfte ihn jedoch an das Berliner Programm von 
1989 wieder an. Die Aufgabe der Programmkommission lautet 
jetzt, kein gänzlich neues Programm zu entwerfen, sondern das 
bestehende auf Aktualisierungen hin zu prüfen und zu überarbei­
ten. Bereits jetzt steht fest, daß es zu neuen Aussagen auf einigen 
Politikfeldern kommen wird. Aber wird es im Ergebnis auch zu 
einer Überarbeitung der Grundlagen des bestehenden Parteipro­
gramms - der Aussagen zum Menschenbild, zum Politikverständ­
nis und zu den Grundwerten des Demokratischen Sozialismus 
- kommen? 

Zum Verständnis der Grundwerte 

Die SPD als älteste demokratische Partei der Welt hat in jeder 
Generation um die Grundlagen ihrer geistigen Orientierung 
gerungen. Lange bevor der Staatssozialismus implodierte, hatte 
sich die SPD bereits verabschiedet von einem Verständnis von 
Sozialismus als starrer Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft. 
Bereits das Godesberger Programm faßte zusammen, was die 
SPD unter einem freiheitlichen und demokratischen Sozialis­
mus versteht: die dauernde Aufgabe, die ethischen Impulse der 
Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität in konkrete 
Politik zum Wohle aller umzusetzen. Von Liberalen und Kon­
servativen unterscheiden sich Sozialdemokraten im inhaltlichen 
Verständnis der Grundwerte, in der Anerkennung ihrer prinzi­
piellen Gleichrangigkeit sowie im Aufeinanderbezogensein der 
Grundwerte und in dem Anspruch, daß sie in allen Lebensberei­
chen umgesetzt werden müssen. 
Freiheit meint in sozialdemokratischem Sinne die Freiheit von 
entwürdigenden Abhängigkeiten und die Freiheit zur eigen­
verantwortlichen Entfaltung der eigenen Persönlichkeit in den 
Grenzen, die durch Gerechtigkeit und Solidarität gesetzt sind. Als 
typisch sozialdemokratisch wäre zu bezeichnen, daß dieses perso-
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nale Verständnis von Freiheit nie ohne einen sozialen Aspekt ge­
dacht wird: Die SPD fragt stets nach den materiellen Bedingun­
gen, Freiheit wahrzunehmen. Der Grundwert Freiheit kann also 
nicht jenseits von Gerechtigkeit und Solidarität verwirklicht wer­
den. Unter Gerechtigkeit wird in der Programmatik der Sozial­
demokratie das Recht auf gleichwertige Lebenschancen, also auf 
gleiche Freiheit, verstanden. Sozialdemokraten reden nicht einer 
Gleichmacherei das Wort, vielmehr folgern sie aus der gleichen 
Würde aller Menschen die Gerechtigkeit als die Gleichwertigkeit 
der tatsächlichen Chancen zur Selbstentfaltung. Der Grundwert 
der Solidarität trifft das Herz der SPD, sofern er aus der geschicht­
lichen Erfahrung geboren wurde, daß nur der Zusammenhalt die 
Schwachen stark macht. Solidarität ist die Voraussetzung dafür, 
daß auch die, die nicht über die gesellschaftliche Macht verfügen, 
zu Freiheit und Gerechtigkeit gelangen. Darüber hinaus ist sie 
Ausdruck der Verbundenheit mit allen Menschen. Sie kann nicht 
erzwungen werden, appelliert aber an die Verantwortungs- und 
Hilfsbereitschaft aller in der Gesellschaft Handelnder. 

Menschenbild und Politikverständnis 

Dieses Verständnis der Grundwerte sozialdemokratischen 
Selbstverständnisses aus dem Berliner Programm prägte bereits 
das Godesberger Programm. Neu im Berliner Programm war 
die Aufnahme zweier kurzer Abschnitte zum Menschenbild und 
zum Politikverständnis, die den Aussagen über die Grundwerte 
vorgeschaltet wurden. Erstmals unternahm die SPD den Ver­
such, ein verbindliches Menschenbild zu formulieren. Das blieb 
in der Programmdiskussion der achtziger Jahre nicht unumstrit­
ten. Einige argwöhnten eine in der Parteigeschichte noch nicht 
vorgekommene personalistische Regression des Politikansatzes, 
andere befürchteten eine weltanschauliche Festlegung durch 
jene Hintertür, die man bereits in Godesberg geschlossen hatte. 
Tatsächlich aber war nicht daran gedacht worden, die Öffnung 
der Sozialdemokratie für alle politisch Interessierten unabhängig 
von ihrem persönlichen Bekenntnis zu einer Religion oder Welt­
anschauung rückgängig zu machen. Vielmehr sollte gesagt wer­
den, welches Verständnis vom Menschen zugrunde gelegt wird, 
wenn Sozialdemokraten davon sprechen, das «Wohl des Men­
schen» in den Mittelpunkt ihrer Politik zu rücken. Die Überzeu­
gungsarbeit der Programmmacher um den Protestanten Erhard 
Eppler und den Katholiken Heinz Rapp führte letztlich dazu, daß 
sich die Partei erstmals in ihrer Geschichte eine bemerkenswerte 
«Minimalanthropologie» zu eigen machte. Das gesamte Berliner 
Programm hält diese Zentrierung auf den Menschen durch. Aus 
dem Menschenbild werden abgeleitet die Grundwerte, das Po­
litikverständnis, die ökologische und die Friedensorientierung, 
die Demokratie als Staatsform, das Verständnis von Technik, 
die Gleichbehandlung von Mann und Frau sowie der Schutz von 
Alten und Kranken. Ebenso grundsätzlich neu ist der Abschnitt 
zum Politikverständnis im Berliner Programm. Die entscheiden­
de Aussagerichtung lautet: Politik ist kein Heilsbringer, aber auch 
nicht der bloße Vollzug von Sachzwängen. Politik als bewußte 
Gestaltung des Gemeinwesens ist notwendig zur Sicherung ei­
ner menschenwürdigen Existenz, aber nicht hinreichend für das 
Glück des Menschen. Politik verwirklicht sich in einem offenen 
und demokratischen Bürgerdialog. Der Staat ist eine wichtige 
Organisationsform der Gesellschaft. Er ist unentbehrlich, aber 
stets auf die gesellschaftlichen Interessen hin rückgebunden. 
Parteien sind nur Teile des Ganzen, aber als solche wichtige Ver­
mittlungsinstanzen zwischen Gesellschaft und Staat. An vielen 
Stellen differenziert das Berliner Programm die Vorstellung von 
einer politischen Kultur in einer solidarischen Gesellschaft, einer 
gerechten Wirtschaft und einem freien Staat. 

Überdenken der Grundlagen 

Die Vorboten der jüngst eingeläuteten Revision des Berliner Pro­
gramms verkünden bereits, daß das neue Programm Aussagen zu 
einigen politischen Themenfeldern wie Friedenspolitik, Zukunft 

der Arbeit, soziale Gerechtigkeit, gerechte Weltwirtschaftsord­
nung und Wirtschaftsdemokratie oder auch zur Forschungspolitik 
angesichts der Wandlungsprozesse in den letzten fünfzehn Jahren 
neu fassen wird. Aber werden auf diesem Hintergrund auch die 
Grundlagen des sozialdemokratischen Selbstverständnisses, also 
die Markierungen zum Menschenbild, zum Politikverständnis 
und zu den Grundwerten, neu justiert werden? Zunächst ein­
mal fällt die große Übereinstimmung auf, am Menschenbild des 
Berliner Programms festhalten zu wollen. Es wird sich allerdings 
noch erweisen müssen, ob die dort getroffenen Aussagen zur 
Menschenwürde und zu den Menschenrechten einen Konsens in 
der umstrittenen Bewertung der Gentechnologie herbeizuführen 
in der Lage sind. Vermutlich werden die Überlegungen zum Po­
litikverständnis beibehalten, aber um einige Akzente erweitert 
werden wie: zunehmende Einengung nationaler Steuerungsin­
strumente, Gefahr der Delegation politischer Entscheidungen 
an anonyme, demokratisch nicht legitimierte Expertenrunden, 
kurzatmige Politik durch Medienkampagnen und Reflexion des 
Staatsverständnisses (ist er mehr der Anreiz gebende Gewährlei­
ster und weniger der Maßnahmenstaat?). 
Deutlich zeichnen sich jedoch jetzt schon die Konturen eines 
Streites um die zentralen Aussagen zu den Grundwerten ab. Ei­
nige der dazu vorliegenden Äußerungen tragen den Sprengstoff 
eines Richtungsstreites in sich. Wenn man den Blick zurückwen­
det auf das Jahrzehnt nach der Verabschiedung des Berliner Pro­
gramms, läßt sich feststellen, daß die erste Hälfte der neunziger 
Jahre dominiert wurde von Überlegungen zu einem möglichen 
Verlust des Grundwerts Solidarität angesichts der Individualisie­
rungsprozesse in der Gesellschaft. Im Ergebnis konnte es hier 
jedoch zu keiner Ermäßigung kommen, wollte man nicht die 
sozialdemokratische Identität verletzen. Weil moderne plurale 
Gesellschaften keine einheitlichen Gemeinschaften sind, bleibt 
der Grundwert der Solidarität die unverzichtbare Markierung 
der Politik von Sozialdemokraten. Insbesondere die Konflikt­
linien der aktuellen Politik werden die SPD allerdings dazu ver­
anlassen, sich eine stärkere Betonung der Solidarität der Starken 
mit den Schwachen in ihr Stammbuch zu schreiben. In der zwei­
ten Hälfte der neunziger Jahre wurde auch in der Sozialdemokra­
tie, hervorgerufen durch den Konsultationsprozeß zum gemein­
samen Sozialwort der Kirchen, über die Aufnahme eines neuen 
Grundwertes Nachhaltigkeit diskutiert. Mit dem Sozialprinzip 
der Nachhaltigkeit ist die Intention verbunden, der Grundwerte-
Trias eine zeitliche Dimension hinzuzufügen. Freiheit, Gerechtig­
keit und Solidarität gelten eben nicht nur jetzt, sondern sie müs­
sen einen Akzent auf die Zukunft hin erfahren. Auch das neue 
SPD-Programm wird sich fragen lassen müssen: Was sind die 
Bedingungen der Möglichkeit dafür, daß Freiheit, Gerechtigkeit 
und Solidarität auch zukünftigen Generationen noch als reale 
Orientierungsmaßstäbe für Politik gelten können? Die Grund­
wertekommission der SPD hat in ihren jüngsten Überlegungen 
«Grundwerte für eine gerechte Weltordnung»1 eine Reflexion 
vorgelegt, die Grundwerte im Weltmaßstab zu denken. Damit 
existieren für die Programmdiskussion bereits Vorüberlegungen 
zur räumlichen Entgrenzung, die sich um eine zeitliche Entgren­
zung erweitern ließen. Auf das Prinzip der Nachhaltigkeit als Ad­
ditum wird dann verzichtet werden können. 

Freiheit und Gerechtigkeit 

Gewichtiger als diese beiden skizzierten Diskussionsstränge 
scheinen sich auf die Programmdiskussion jedoch zwei weitere 
Problemanzeigen auszuwirken. Seit etwa fünf Jahren lassen sich 
Tendenzen beobachten zu einer stärkeren Hervorhebung des 
Grundwertes Freiheit gegenüber der Gerechtigkeit einerseits 
bzw. zur Differenzierung im Begriff der Gerechtigkeit anderer­
seits (G. Schröder - T. Blair, W. Clement, O. Scholz, S. Gabriel), 

1 Wolfgang Thierse, Hrsg., Grundwerte für eine gerechte Weltordnung. 
Eine Denkschrift der Grundwertekommission der SPD zur internationa­
len Politik. Frankfurt/M. 2003. 
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aktuell gespeist durch die Wahrnehmung einer Gerechtigkeits­
lücke in der Tagespolitik. 
Die bürgerlichen Reformer am Beginn der Moderne forderten 
die Rechtsgleichheit ein, wobei Ungleichheiten der politischen 
Beteiligungsrechte und der sozialen Chancen durchaus akzep­
tiert wurden. Die Sozialdemokratie hat darüber hinaus stets 
auch die gleiche Teilhabe an der politischen Willensbildung ge­
fordert. Die generative Idee des Sozialismus war zweifelsohne 
die soziale Gerechtigkeit. Sie zielte auf die gleichen Chancen im 
wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Leben. In der Lebens­
welt entscheidet sich, wie die Menschen wirklich leben und ob 
das Versprechen der Freiheit nicht hohl bleibt. Deshalb versteht 
die Sozialdemokratie unter Gerechtigkeit gleiche Lebenschan­
cen. Eine Politik der Gerechtigkeit schafft die soziale Form für 
jenen modernen Individualismus, der mit dem Individualismus 
der anderen und den Lebensrechten der nachkommenden Ge­
neration verträglich ist. Der als «Netzwerk» bekannt geworde­
ne Zusammenschluß von jüngeren SPD-Abgeordneten hat in 
seinem Programmentwurf «Impulse. Für ein neues Grundsatz­
programm der SPD»2 eine fragwürdige Umdeutung dieses sozial­
demokratischen Fundamentes vorgelegt. Das Kapitel «Unsere 
Grundwerte» beginnt dort mit dem Satz: «Freiheit ist das große 
Versprechen der sozialdemokratischen Bewegungen überall auf 
der Welt.» (306) Das ist historisch und sachlich falsch. Wie be­
reits dargelegt, wird man die Forderung nach Gerechtigkeit im 
Sinne sozialer Gleichheit als die tragende Idee der Sozialdemo­
kratie zu bezeichnen haben. Im übrigen verletzen die Netzwer­
ker mit der Hervorhebung der Freiheit das regulative Prinzip der 
SPD - zumindest der letzten fünfzig Jahre - , die Grundwerte als 
gleichberechtigt und sich gegenseitig interpretierend zu begrei­
fen. Hinter diesem Streit um die Rangordnung von Freiheit und 
Gerechtigkeit scheint sich eine Interpretation zu verbergen, die 
die SPD sehr genau reflektieren sollte, sie lautet: Wir leben in 
einer Gesellschaft, in der die Verteilungsgerechtigkeit bereits gut 
gelungen ist, also muß der Schwerpunkt künftiger Politik stärke­
res Gewicht legen auf Gerechtigkeit im Sinne von Befähigung 
und Beteiligung. Ob diese Interpretation der Wirklichkeit im 
Lande entspricht, darf allerdings bestritten werden. Wer auch nur 
sehr oberflächlich die Auseinandersetzungen um die Erträge der 
Erwerbsarbeit wahrnimmt, wird wohl prognostizieren dürfen, 
daß die Verteilungskämpfe eher zunehmen werden. Selbst jene 
Sozialdemokraten, die sich einer oft gehörten Kommentierung 
in politischen Talkrunden anschließen, die da lautet, die Freiheit 
von Unterdrückung sei bei uns sehr groß, aber die Freiheit zur 
Eigeninitiative und zur Selbstgestaltung des Lebens sei eher zu­
rückgegangen und delegiert worden an die staatlichen Vorsorge­
einrichtungen, werden sagen müssen, daß der daraus gefolgerte 
Appell an ein Mehr an freier Selbstbestimmung nur auf der Basis 
einer erreichten gerechten und solidarischen Ordnung erhoben 
werden kann. 
Die Sozialdemokratie wird in der aktuellen Programmdiskussion 
angesichts der bestehenden Deutungshoheit neoliberalen Den­
kens ihre Sprachfähigkeit zurückgewinnen müssen. Dazu zählen 
die Aufgaben, Freiheit nicht zu reduzieren auf höhere Flexibili­
tät und Selbstmanagement, Gerechtigkeit nicht zu verstehen als 
Tolerierung der existierenden Ungleichheiten von Einkommen, 
Vermögen und Lebenschancen, in Solidarität mehr zu sehen als 
die begrenzte Hilfestellung für die nicht mobilen Glieder der Ar­
beitsgesellschaft. 

Differenzierungen im Gerechtigkeitsbegriff 

Ist aber Gerechtigkeit überhaupt noch herstellbar angesichts der 
Krise staatlicher Reglementierungsmöglichkeiten, oder muß man 
nicht mit «begrenzten Ungleichheiten» leben? Diese Frage nach 
den «Differenzierungen im Gerechtigkeitsbegriff» treibt derzeit 
einige sozialdemokratische Theoretiker um. Die unter dem Vor­
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sitz von Wolfgang Thierse tagende Grundwertekommission beim 
Parteivorstand der SPD hat sich in mindestens zwei internen Pa­
pieren dieser Thematik angenommen. Im Dezember 2003 stellte 
sie unter dem Titel «Öffentliche Güter und soziale Demokratie» 
ein Zweistufenmodell vor, das auf die Differenzierung zwischen 
gerechten Gleichheiten oder Grundgleichheiten und gerechten 
Ungleichheiten abhebt. Unter Grundgleichheiten wird der glei­
che Zugang zu den gesellschaftlichen Gütern Recht, Bildung, 
Arbeit, Medizin und soziale Grundsicherung verstanden. Dem­
gegenüber sind Ungleichheiten als gerecht anzuerkennen, sofern 
sie dem Gebrauch der Freiheit entspringen und zur Hebung des 
für alle nutzbringenden Niveaus beitragen, d.h. sich auch zum 
Wohl der Schwächeren legitimieren lassen. Bereits im November 
2001 hat die Kommission für Grundwerte der damaligen Grund­
satzprogrammkommission in diesem Sinne eine Neufassung des 
Gerechtigkeitsbegriffs im Parteiprogramm vorgeschlagen. An­
stelle der noch gültigen Formulierung im Berliner Programm 
«Gerechtigkeit erfordert mehr Gleichheit in der Verteilung von 
Einkommen, Eigentum und Macht, aber auch im Zugang zu Bil­
dung, Ausbildung und Kultur» sollte es demnächst heißen: «Ge­
rechtigkeit erfordert Gleichheit in der Verteilung der Macht und 
im Zugang zur Bildung, Ausbildung und Kultur... Ungleichhei­
ten im Einkommen und Eigentum sind nur in dem Maße gerecht, 
wie sie auf persönlichen Leistungen beruhen, die der gesamten 
Gesellschaft zugute kommen und daher von ihr gewollt sind.»3 

Daß dieser Vorschlag nicht auf eine bloße sprachliche Überar­
beitung hinausläuft, ist unmittelbar einsichtig. Aber soll hier der 
Gerechtigkeitsbegriff aufgeweicht oder verschärft werden? 
Es bedarf keiner großen prognostischen Fähigkeiten, anzuneh­
men, daß es um die Übernahme des Konzepts von den «gerechten 
Ungleichheiten» im Grundwerteteil des neuen Parteiprogramms 
zu nicht geringen Auseinandersetzungen kommen wird. Hier 
wird am offenen Herzen der Partei operiert. Zwar haben sich 
auch andere sozialdemokratische Parteien Europas in diesem 
Sinne «modernisiert» auf der Basis der Doktrin die Grundgleich­
heiten der sozialen Lebenschancen müssen gesichert bleiben 
und der Markt ist nicht der letztgültige Verteilungsmaßstab von 
Gerechtigkeit, aber wird das hinreichend sein zur Formung des 
politischen Willens, auch künftig größere Gerechtigkeitslücken 
zu verhindern? Das Konzept «gerechte Ungleichheiten» könn­
te eine Festlegung der SPD auf eine aufstiegsorientierte Mittel­
schicht bedeuten und von den «kleinen Leuten» als Aufgabe der 
Idee der gleichen Gerechtigkeit für alle verstanden werden. Will 
das die Sozialdemokratie? Benno Haunhorst, Holle 

2 Friedrich-Ebert-Stiftung, Hrsg., Die neue SPD. Menschen stärken-Wege 
öffnen. Bonn 2004. 

3 Grundsatzprogrammkommission der SPD, Hrsg., Wegmarken für ein 
neues Grundsatzprogramm. Berlin 2001,33. 
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